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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Der Freiburger Nationalrat Jutzet (sp) möchte nach amerikanischem Vorbild das
Instrument der Sammelklage in Zivilrechtssachen einführen; er reichte dazu eine von
Vertretern der Interessenorganisationen der Mieter, der Konsumenten und der
Arbeitnehmer mitunterzeichnete Motion ein. Das im Tätigkeitsbereich dieser Verbände
bestehende Verbandsklagerecht ist gemäss Jutzet ungenügend, da es nur eine
gerichtliche Feststellung erreichen könne, für die gerichtliche Anerkennung von daraus
entstehenden Ansprüchen jedoch Einzelklagen notwendig seien. 1

MOTION
DATUM: 28.09.1998
HANS HIRTER

Die im Vorjahr von Jutzet (sp, FR) eingereichte Motion für die Einführung der
Sammelklage nach amerikanischem Vorbild in den Bereichen Arbeits-, Konsumenten-
und Mietrecht wurde von einigen bürgerlichen Parlamentariern bekämpft und ihre
Behandlung deshalb verschoben. 2

MOTION
DATUM: 19.03.1999
HANS HIRTER

Die Motion Jutzet (sp, FR), mit der eine Sammelklage in den Bereichen Arbeits-,
Konsumenten- und Mietrecht hätte eingeführt werden sollen, wurde abgeschrieben,
weil sie nicht innert der vorgesehenen Frist von zwei Jahren im Rat behandelt worden
war. Dies obwohl der Bundesrat beantragt hatte, die Motion in ein Postulat
umzuwandeln.

MOTION
DATUM: 06.10.2000
MARC BÜHLMANN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Der Ständerat, der noch 1986 in der Schlussabstimmung nach langwierigem
Differenzbereinigungsverfahren ein Gesetz über das Konsum- und Kleinkreditwesen
abgelehnt hatte, behandelte eine von 34 Ratsmitgliedern unterzeichnete Motion
Affolter (fdp, SO), welche vom Bundesrat die Vorlage eines neuen Gesetzesentwurfs
verlangt. Dieser soll primär darauf angelegt sein, Missbräuche im Kleinkreditwesen zu
bekämpfen. Nicht zuletzt die Tatsache, dass viele Drogenabhängige ihre Sucht mit
Kleinkrediten finanzieren, rufe nach einem solchen Gesetz. Obwohl Bundespräsident
Koller auf die Schwierigkeit hinwies, in diesem Bereich einen tragfähigen Kompromiss
zu erzielen und deshalb für die Postulatsform plädierte, überwies der Rat den Vorstoss
mit 34:4 Stimmen als Motion. 3

MOTION
DATUM: 22.03.1990
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies die im Vorjahr von der kleinen Kammer gutgeheissene Motion
Affolter (fdp, SO) für die gesetzliche Erfassung des Kleinkreditwesens. Dieses neue
Gesetz soll vor allem die Bekämpfung von Missbräuchen zum Ziel haben. Gleichzeitig
lehnte er eine parlamentarische Initiative Oehler (cvp, SG) ab, welche das Parlament
hatte beauftragen wollen, in eigener Regie ein entsprechendes Gesetz auszuarbeiten. 4

MOTION
DATUM: 21.03.1991
HANS HIRTER

Nach Ansicht von Nationalrat Eisenring (cvp, ZH) wird das für die wettbewerbsrechtliche
Aufsicht zuständige Fachorgan des Bundes, die Kartellkommission, den zukünftigen
Anforderungen nicht mehr genügen können. Gerade die europäische Integration werde
an die Wettbewerbsaufsicht Aufgaben herantragen, welche nicht mehr von einer
nebenamtlichen Expertenkommission und ihrem kleinen Sekretariat bewältigt werden
könnten. Er wollte deshalb den Bundesrat mit einer Motion beauftragen, dem
Parlament die Schaffung eines Bundesamtes für Wettbewerb vorzuschlagen. Nachdem
der Bundesrat betont hatte, dass er im Moment und auch in naher Zukunft keine
Notwendigkeit für die Ersetzung der Kartellkommission erkennen könne, überwies der
Nationalrat den Vorstoss diskussionslos als Postulat. 5

MOTION
DATUM: 22.03.1991
HANS HIRTER
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Im Rahmen der gemeinsam von den bürgerlichen Parteien getragenen Vorstösse für
eine Revitalisierung der Wirtschaft hatte die Liberale Partei in beiden Räten Motionen
für ein verschärftes Wettbewerbsrecht eingereicht. Diese verlangten insbesondere
eine Öffnung der von staatlichen Regiebetrieben dominierten Märkte, eine
Liberalisierung der Submissionspraxis und eine Fusionskontrolle, hingegen kein
Kartellverbot. Der Nationalrat überwies die von Gros (lp, GE) vertretene Motion in der
Dezembersession. Der Ständerat, dem eine identische Motion Coutau (lp, GE) vorlag,
schloss sich diesem Entscheid an, allerdings mit einer Ausnahme: die Forderung nach
einer Offnung der von staatlichen Unternehmen beherrschten Märkte überwies er bloss
als Postulat. 6

MOTION
DATUM: 14.12.1992
HANS HIRTER

Das neue Kartellgesetz wurde, zusammen mit dem neuen Binnenmarktgesetz und dem
Bundesgesetz über technische Handelshemmnisse, vom Bundesrat auf den 1. Juli in
Kraft gesetzt. Nach dem Nationalrat überwies auch der Ständerat die Motion David (cvp,
SG) für eine reibungslose Zulassung von im Ausland gekauften Motorfahrzeugen (sog.
Parallelimporte). 7

MOTION
DATUM: 21.03.1996
HANS HIRTER

Beide Parlamentskammern überwiesen diskussionslos eine Motion Vollmer (sp, BE) für
konsumentenfreundlichere Bestimmungen im Versicherungsvertragsrecht. Konkret
visiert die Motion diejenigen Bestimmungen an, welche für Motorfahrzeughalter den
Versicherungswechsel erschweren. 8

MOTION
DATUM: 21.06.1996
HANS HIRTER

Eine Motion Vollmer (sp, BE) für eine Anpassung der Bestimmungen über den
Konsumentenschutz an die strengeren Regeln der EU wurde von der Freisinnigen
Bangerter (BE) bekämpft und deshalb verschoben. 9

MOTION
DATUM: 26.06.1998
HANS HIRTER

Eine Motion Vollmer (sp, BE) für die Schaffung von soliden gesetzlichen Grundlagen für
den Handel im Internet wurde vom Nationalrat in Postulatsform überwiesen. Der
Bundesrat hatte in seiner Antwort darauf hingewiesen, dass er anfangs 1998 das EVD
und das EFD beauftragt hatte, einen Aktionsplan für die Förderung der Anwendung der
diversen durch das Internet induzierten Neuerungen im Geschäftsleben auszuarbeiten
und dabei auch die Frage nach der Notwendigkeit von neuen rechtlichen Grundlagen zu
überprüfen. Eine weitere Motion Vollmer für die Ausdehnung der im Obligationenrecht
für Kaufverträge vorgeschriebene Garantiefrist bei Sachmängeln von ein auf zwei Jahre
wurde ebenfalls in Postulatsform angenommen. 10

MOTION
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies eine 1998 noch bekämpfte Motion Vollmer (sp, BE) für eine
Anpassung der schweizerischen Konsumentenschutzgesetzgebung an das höhere EU-
Niveau diskussionslos als Postulat. 11

MOTION
DATUM: 09.03.2000
HANS HIRTER

Eine vom Nationalrat in Postulatsform überwiesene Motion Durrer (cvp, OW) für ein
Konzept der rechtlichen Regulierung des Handels im Internet (E-Commerce) sowie eine
Interpellation Ehrler (cvp, AG; 99.3632) zu diesem Thema gaben dem Bundesrat
Gelegenheit, über seine mit der 1996 erfolgten Einsetzung einer Arbeitsgruppe
aufgenommene Vorarbeit zu informieren. Seiner Meinung nach sollen sich die zu
ergreifenden Massnahmen an den Prinzipien des Vorrangs der Selbstregulierung der
Wirtschaft und der Kompatibilität mit internationalen, insbesondere europäischen
Entwicklungen orientieren. Mit der Verabschiedung einer Verordnung über die
elektronische Zertifizierung machte der Bundesrat einen ersten Schritt zur rechtlichen
Absicherung und damit auch der Förderung des elektronischen Geschäftsverkehrs. Der
Bundesrat erklärte sich ferner mit der Annahme einer vom Nationalrat überwiesenen
Motion Sommaruga (sp, BE; 00.3392) bereit, gesetzliche Massnahmen gegen
unerwünschte Massenwerbeversendungen via E-Mail (sog. Spamming) vorzuschlagen. 12

MOTION
DATUM: 23.06.2000
HANS HIRTER
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Der Nationalrat überwies eine Motion Sommaruga (sp, BE) für rechtliche Massnahmen
gegen irreführende oder falsche Gewinnversprechen. Nach dem Vorbild eines neuen
Gesetzes in Österreich und ähnlichen Bestrebungen in Deutschland sollen solche
Versprechen einklagbar werden. 13

MOTION
DATUM: 20.03.2001
HANS HIRTER

Die im Vorjahr von der WAK des Nationalrats eingereichte Motion für eine Revision des
Kartellgesetzes, um gegen die Verhinderung von Parallelimporten patentgeschützter
Güter einschreiten zu können, sofern das Importgut aus einem Land mit ähnlichen
Zulassungsbedingungen stammt, wurde knapp abgelehnt. Bekämpft wurde der Vorstoss
vor allem von der SVP-Fraktion mit dem Argument, dass insbesondere die
schweizerische Arzneimittelindustrie auf eine nach nationaler Kaufkraft differenzierte
Preisbindungspolitik für ihre patentgeschützten Produkte angewiesen sei. 14

MOTION
DATUM: 22.03.2001
HANS HIRTER

Anfang Jahr gab der Bundsrat den Vorentwurf für ein neues Gesetz über den
elektronischen Geschäftsverkehr in die Vernehmlassung. Dieses soll unter anderem
das für Haustürverkäufe geltende siebentägige Widerrufsrecht auch auf das Online-
Shopping ausdehnen. Wie bereits im Vorjahr verabschiedete der Nationalrat auch im
Berichtsjahr einen Vorstoss für einen besseren Schutz der Konsumenten im Internet-
Handel. Diesmal ging es um eine in ein Postulat umgewandelte Motion Vollmer (sp, BE),
welche eine Anpassung des schweizerischen Rechts an die neuen EU-Bestimmungen
forderte, welche die gerichtliche Zuständigkeit bei Vertragsstreitigkeiten regelt. Der
Ständerat überwies die im Vorjahr vom Nationalrat gutgeheissene Motion Sommaruga
(sp, BE; 00.3393) für gesetzliche Massnahmen gegen unerwünschte
Massenwerbesendungen via E-Mail (sog. Spamming). 15

MOTION
DATUM: 22.06.2001
HANS HIRTER

Mit einer Motion verlangte Nationalrat Grobet (alliance de gauche, GE), dass bei
Bekleidungsprodukten einerseits das Produktionsland deklariert werden muss und
andererseits anzugeben ist, ob das Produkt gemäss den Regeln der „Clean Clothes
Campaign“ (eine private Übereinkunft über faire Anstellungsbedingungen, minimale
Löhne, Höchstarbeitszeiten etc.) hergestellt worden ist. Der Bundesrat lehnte diese
Forderung ab, da sie wegen technischer und handelsrechtlicher Probleme (Produkte,
die in mehreren Ländern angefertigt werden, WTO-Regeln über technische
Handelshindernisse etc.) nicht umsetzbar sei. Der Nationalrat überwies den Vorstoss in
Postulatsform, obwohl sich die Regierung auch gegen diese abgeschwächte Form
ausgesprochen hatte. Ebenfalls gegen den Willen des Bundesrates – er hatte die
Umwandlung in ein Postulat vorgeschlagen – überwies der Nationalrat eine auch von
Landwirtschaftsvertretern unterstützte Motion (01.3399) der Konsumentenschützerin
Sommaruga (sp, BE) für mehr Transparenz über die Produktionsmethoden bei
importierten Nahrungsmitteln. Gemäss Landwirtschaftsgesetz kann der Bundesrat eine
Deklaration von Erzeugnissen vorschreiben, die mit in der Schweiz nicht zugelassenen
Methoden produziert worden sind. Er hat dies für einige Produkte getan (Fleisch mit
Hormonzugaben bei der Fütterung oder Eier von Hühnern in Käfighaltung). Sommaruga
hatte einerseits gefordert, dass dieser Hinweis auf die Produktionsmethoden zwingend
für alle Agrarprodukte verlangt wird, und dass andererseits auch im Inland hergestellte
oder importierte Lebensmittel, welche solche Produkte verarbeiten (z.B. Teigwaren mit
Eiern aus Käfighaltung), davon betroffen sein sollen. Der Ständerat wandelte die Motion
in ein Postulat um. 16

MOTION
DATUM: 13.03.2002
HANS HIRTER

Mit einer Motion verlangte Nationalrat Weigelt (fdp, SG) die Ersetzung der im Gesetz
über den unlauteren Wettbewerb verankerten Brutto- durch die
Nettopreisanschreibepflicht. Die Vorschrift, dass die Bruttopreise angegeben werden
müssen, führe zu einem Wettbewerbsnachteil schweizerischer Anbieter bei
Preisvergleichen im Internet sowie zu grossem Aufwand bei Veränderungen der MWST,
und sie mache zudem den Konsumenten nicht bewusst, wie gross der Anteil der
indirekten Steuern am Preis einer Ware sei. Obwohl Vollmer (sp, BE) darauf hinwies,
dass auch in der EU die Bruttopreisanschreibepflicht gilt und deshalb für eine
Ablehnung plädierte, überwies die bürgerliche Ratsmehrheit den Vorstoss in
Postulatsform. 17

MOTION
DATUM: 13.03.2002
HANS HIRTER
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Die vom Nationalrat 2001 überwiesene Motion Sommaruga (sp, BE) für rechtliche
Massnahmen gegen irreführende oder falsche Gewinnversprechen fand auch im
Ständerat Zustimmung. 18

MOTION
DATUM: 04.06.2002
HANS HIRTER

Mit einer als Postulat überwiesenen Motion Stähelin (cvp, TG) forderte der Nationalrat
den Bundesrat auf, in Zukunft Organisationen, welche mit Qualitätslabels und andern
Mitteln für die Lauterkeit von gemeinnützigen Spenden sorgen (z.B. Zewo), im Rahmen
des Konsumenteninformationsgesetzes zu unterstützen. 19

MOTION
DATUM: 18.09.2002
HANS HIRTER

Die in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) festgehaltenen Normen in Bezug
auf Produkte und Leistung sind in Konsumentenverträgen oft sehr wenig übersichtlich
dargestellt, wobei der Verkäufer als Autor einen erheblichen Informationsvorsprung
besitzt. Das Anliegen der Interessenvertreterin der Konsumenten, Nationalrätin
Sommaruga (sp, BE), mit einer parlamentarischen Initiative (02.461) gesetzliche Regeln
für die Verhinderung von missbräuchlichen Bestimmungen in den AGB festzulegen,
scheiterte. Auf Antrag der aus SVP-Abgeordneten gebildeten Kommissionsminderheit
gab der Rat der Initiative keine Folge. Er hatte allerdings zuvor eine Motion einer von
Leuthard (cvp, AG) angeführten anderen Minderheit der Rechtskommission in
Postulatsform überwiesen, welche ähnliches forderte. 20

MOTION
DATUM: 03.10.2003
HANS HIRTER

Der Versuch der SVP, die Preisüberwachung in wettbewerbsschwachen Märkten
abzuschaffen, scheiterte im Nationalrat deutlich. Neben der fast geschlossenen SVP-
Fraktion stimmten bloss eine Minderheit der FDP und einige wenige CVP-Abgeordnete
dafür. In ihrer Argumentation hatte die SVP klargemacht, dass es ihr weniger um das
Anliegen der Preisüberwachung an sich als vielmehr um die Funktion des
Preisüberwachers (zur Zeit ausgeübt vom ehemaligen SP-Nationalrat Rudolf Strahm)
ging. Eine derartige Personifizierung einer Verwaltungsfunktion lehne sie ab. Nicht
besser erging es einer Motion der FDP-Fraktion (04.3248), welche die Aufgaben des
Preisüberwachers vor allem auf die kritische Begutachtung der administrierten (d.h.
vom Staat festgelegten oder kontrollierten) Preise ausrichten wollte. 21

MOTION
DATUM: 11.05.2006
HANS HIRTER

Die Einführung des so genannten Cassis-de-Dijon-Prinzips (d.h. die volle Anerkennung
der Zulassungsprüfungen und Deklarationsvorschriften anderer Länder, auch wenn
deren Bestimmungen von den landeseigenen abweichen) im Warenverkehr mit der EU
wurde weiterhin gefordert. Angesichts der Widerstände in der EU, ein entsprechendes
gegenseitiges Abkommen mit der Schweiz abzuschliessen, machte sich namentlich die
FDP stark für eine einseitige Einführung durch die Schweiz. Der Nationalrat überwies
wie im Vorjahr der Ständerat die Motion Hess (fdp, OW; 04.3473) für die einseitige
Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips für Importe aus der EU, falls mit der EU keine
Einigung zustande kommt. Auch die Wettbewerbskommission stellte sich hinter diese
Forderung. Ein Teil der Wirtschaft und einige Politiker befürchten allerdings Nachteile
für die einheimischen Produzenten, wenn sich diese weiterhin an die schweizerischen
Vorschriften aus den Bereichen des Umweltschutzes oder der
Konsumenteninformation halten müssen, die Importgüter aber davon befreit sind. So
müssen etwa in der Schweiz obligatorische Warnhinweise auf Konsumgütern in den drei
Landessprachen Deutsch, Französisch und Italienisch angebracht sein, gemäss dem
Cassis-de-Dijon-Prinzip könnten aber auch Güter mit bloss einsprachiger
Warnbeschriftung importiert werden. In einer verwaltungsinternen Vernehmlassung
verlangten Bundesstellen zuerst etwa 130 und in einer zweiten Runde dann noch gut
100 Ausnahmen. Der Nationalrat überwies ein Postulat Baumann (svp, TG; 06.3151),
welches vom Bundesrat eine Liste mit allen von der schweizerischen Norm
abweichenden EU-Regeln für den Verkauf von Konsumgütern fordert. Im Herbst gab
Bundesrätin Leuthard bekannt, dass sie eine Revision des Gesetzes über technische
Handelshemmnisse eingeleitet habe, und gegen Jahresende wurde ein Vorentwurf dazu
in die Vernehmlassung gegeben. Dieser sieht einerseits als Schutzmassnahmen bei der
Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips vor, dass sich inländische Hersteller, die auch
für den Export in einen EU-Staat produzieren, in Zukunft für den Verkauf in der Schweiz
an den Vorschriften dieses Landes orientieren dürfen. Andererseits sollen einige
wenige umwelt- oder gesundheitspolitisch begründete Ausnahmen vom Cassis-de-
Dijon-Prinzips gelten. 22

MOTION
DATUM: 30.11.2006
HANS HIRTER
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Bereits vor der Übernahme des Cassis-de-Dijon-Prinzips durch die Schweiz waren die
Lebensmittelqualität und damit verbunden die sozialen und ökologischen
Bedingungen, unter denen Lebensmittel produziert werden, Thema verschiedener
politischer Vorstösse. Im Berichtsjahr nahm die WAK-NR den Vorschlag ihrer
Schwesterkommission im Ständerat auf, fünf 2008 und 2009 eingereichte
Standesinitiativen ähnlicher Stossrichtung aus den Kantonen Freiburg (08.326), Jura
(08.301), Neuenburg (08.307), Waadt (09.311) und Genf (08.320) gemeinsam zu prüfen.
Sie fasste zwei der drei Hauptanliegen der Initiativen in je einer Motion und einem
Postulat zusammen und brachte sie in der Wintersession zur Diskussion in den Rat. Mit
133 zu 27 Stimmen – gegen eine Minderheit aus der SVP- und eine Mehrheit der
liberalen Fraktion – nahm der Rat die Motion an, die den Bundesrat dazu auffordert,
sich in internationalen Wirtschaftsverhandlungen nicht nur durch
Freihandelsbestrebungen leiten zu lassen, sondern sich dabei auch für die
Verbesserung der sozialen und ökologischen Produktionsbedingungen einzusetzen.
Daneben überwies die grosse Kammer ein Postulat, das den Bundesrat beauftragte, die
staatlich anerkannten Nachhaltigkeitslabels der EU zu prüfen und die Vor- und
Nachteile dieser Form der Konsumenteninformation im nationalen, aber auch
internationalen Kontext zu diskutieren. Nachdem der Nationalrat mit der Annahme der
beiden Vorstösse den Vorschlägen seiner Kommission gefolgt war, gab er danach und
gegen ihren Willen mit einer relativ knappen Mehrheit von 85 zu 76 Stimmen auch den
fünf Standesinitiativen Folge. 23

MOTION
DATUM: 13.12.2010
SUZANNE SCHÄR

Der Nationalrat sprach sich in der Herbstsession 2016 für die Behebung eines
Vollzugsdefizits im Bereich der Pauschalreisen aus und reichte eine Motion Markwalder
(fdp, BE) an den Nationalrat weiter. Handlungsbedarf bestehe, so die Motionärin, weil
rund ein Viertel der Reisebüros in der Schweiz nicht mittels eines Reisegarantiefonds
gegen Zahlungsunfähigkeit oder Konkurs abgesichert sei. Daraus erwachse nicht nur
eine Lücke im Kundenschutz, sondern auch eine Wettbewerbsverzerrung innerhalb der
Reisebranche. Die Motion war Ende 2014 noch von Nationalrat Schwander (svp, SZ)
bekämpft und die Diskussion verschoben worden. Beim zweiten Anlauf verzichtete
Schwander dann auf die Bekämpfung, wollte aber festgehalten haben, dass ein
unbürokratischer Weg zur Behebung des Vollzugdefizits gefunden werden müsse. 24

MOTION
DATUM: 14.09.2016
DAVID ZUMBACH

Depuis le 1er avril 1992, l’ordonnance sur l’aide financière en faveur des associations de
consommateurs réglait la répartition des aides financières entre les différentes
associations de consommateurs en Suisse : l’Associazione consumatrici della Svizerra
italiana (ACSI), la Fédération romande des consommateurs (FRC), la
Konsumentinnenforum Schweiz (KF) et la Stiftung für Konsumentenschutz (SKS). Une
ordonnance du Département fédéral de l’économie, de la formation et de la recherche
(DEFR) a changé la donne depuis le 31 mai 2013. A travers sa motion, Sylvia Flückiger-
Bäni (svp/udc, AG) demande des mesures pour simplifier la répartition et le contrôle
des aides financières destinées aux associations de consommateurs. En effet, elle
accuse l’ordonnance du DEFR de n’être qu’un fardeau bureaucratique. Le Conseil
fédéral a expliqué que le Bureau fédéral de la consommation (BFC) avait reçu un
mandat pour évaluer le nouveau système de répartition établi en 2013 par l’ordonnance
du DEFR. De plus, il a rappelé que la situation avait forcément évolué depuis 1992 et
qu’une modification de la clé de répartition était inévitable. Il a donc conseillé de
rejeter la motion. Lors du vote, le Conseil national a adopté la motion par 123 voix
contre 62. L’UDC, le PLR et le PDC ont fait bloc pour obtenir l’adoption de cette
motion. 25

MOTION
DATUM: 29.09.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Selon Petra Gössi (fdp/plr, SZ), certaines associations de consommateurs profitent des
aides financières de la Confédération pour financer leur engagement politique. Ce
comportement contrasterait fortement avec les objectifs de la loi sur l’information des
consommatrices et des consommateurs (LIC). Elle a donc déposé une motion pour
préciser les bases légales qui régissent l’allocation d’aides financières aux
associations de consommateurs. Une séparation institutionnelle permettrait d’éclairer
cette pratique opaque. Selon la dépositaire, les associations de consommateurs
doivent faire un choix: profiter des aides financières ou être actives sur le plan
politique. En effet, ces deux pratiques semblent incompatibles selon Petra Gössi. Elle
affirme que l’objectivité s’impose comme une dimension inhérente au bon
fonctionnement de ces associations de consommateurs. De son côté, le Conseil fédéral
a estimé que la législation actuelle, et notamment la LIC et l’ordonnance sur l’aide

MOTION
DATUM: 29.09.2016
GUILLAUME ZUMOFEN
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financière en faveur des associations de consommateurs, était déjà suffisamment
explicite. Il a d’ailleurs rappelé que seules trois activités permettent une aide
financière: l’information objective, l’exécution de tests comparatifs et la négociation de
conventions. A l’opposé, la chambre du peuple s’est exprimée en faveur de la motion
qui a été adoptée à 123 voix contre 58 et 4 abstentions. Les partis de droite, l'UDC et le
PLR, ainsi que le PDC ont réussi à imposer leur volonté. 26

Mit einer Motion verlangte Erich Ettlin (cvp, OW) eine Aufhebung der
ungerechtfertigten Kostenüberwälzung auf Kundinnen und Kunden im Zollwesen: Im
Auftrag von und in Zusammenarbeit mit dem Zoll führen die Post oder
Kurierunternehmen (Zollanmelder) jeweils Stichproben (Zollbeschau) bei
Kleinpaketeinfuhren durch. Diese werden als Revisionsgebühr den Endkundinnen und
Endkunden in Rechnung gestellt und erhöhen so den Einfuhrwert der Waren. Gemäss
dem Obwaldner Ständerat führe dieses «umgekehrte Lotto» dazu, dass gewisse, zufällig
ausgewählte Personen CHF 13 berappen müssten. Die Kosten für die Zollbeschau
dürften nach geltendem Gesetz nämlich nicht dem Zoll verrechnet werden, weshalb die
Zollanmelder (insbesondere die Post) diese Kosten dann auf die Endkundinnen und
Endkunden überwälzten. Zudem könne dieser Aufschlag dazu führen, dass die
Abgabefreigrenze überschritten werde und die Empfängerin oder der Empfänger
zusätzlich die Mehrwertsteuer bezahlen müsse, da sich der Warenwert durch die
Überprüfung um diese CHF 13 erhöhe. Der Motionär schlug deshalb vor, dass die
betroffenen Personen einen Pauschalbetrag vom Bund zurückfordern können.
Nachdem sich der Ständerat im März 2016 gegen den Willen des Bundesrates für die
Motion ausgesprochen hatte, nahm der Nationalrat als Zweitrat in der Herbstsession
2016 eine Änderung daran vor. Diese sah vor, dass nicht der Bund für die Kosten
aufkommen soll, sondern die Post dazu gebracht werden soll, dass sie – wie die meisten
anderen Paketdienstleister – die Beschaukosten mit den allgemeinen Transport- und
Verzollungskosten verrechnet. Damit würden die Kosten auf alle Kundinnen und Kunden
gleichmässig verteilt. Diese Version goutierte auch der Bundesrat, wie Ueli Maurer im
Rat erklärte. Im Februar 2017 überwies der Ständerat die so abgeänderte Motion an den
Bundesrat. 27

MOTION
DATUM: 28.02.2017
MARCO ACKERMANN

Après avoir reçu le soutien du Conseil fédéral et du Conseil national, la motion
Markwalder (fdp/plr, BE) a été acceptée, sans opposition, par le Conseil des Etats.
Cette motion découle du constat de la non application de l'art.18 de la loi fédérale sur
les voyages à forfait. En Suisse, de nombreuses agences de voyages violent l'obligation
de remboursement lors d'annulation du voyage en cas d'insolvabilité ou de faillite. Par
conséquent, la motion souhaite imposer, dans un premier temps, des sanctions, puis si
nécessaire, dans un deuxième temps, mettre en place un organe de surveillance. La
Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) s'était
prononcée préalablement en faveur de la motion. La CER-CE précisait uniquement qu'il
était impératif, lors de la mise en exécution de la motion, de veiller à la protection du
client, de contrôler l'égalité de traitement des agences de voyages et de mettre en
avant les intérêts du secteur. 28

MOTION
DATUM: 29.05.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

En pointant du doigt le fardeau bureaucratique, Sylvia Flückiger-Bäni (udc, AG) a
déposé une motion pour simplifier la répartition et le contrôle des aides financières
destinées aux associations de consommateurs. 
Après l’adoption par le Conseil national, la commission de l’économie et des
redevances du Conseil des États (CER-CE) s’est penchée sur la question. Par 12 voix
contre 0 et 1 abstention, la CER-CE a proposé à sa chambre de rejeter la motion. Plus
précisément, la commission a rappelé que le système de répartition avait déjà été
largement allégé. Elle a donc estimé que la motion n’avait plus lieu d’être.
Similairement, la CER-CE a proposé le rejet de la motion 14.3880 qui abordait une
problématique identique. En chambre, la motion a été tacitement rejetée. 29

MOTION
DATUM: 06.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN
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Petra Gössi (plr, SZ) a demandé des précisions dans la loi sur l’information des
consommatrices et consommateurs (LIC) qui régit l’allocation d’aides financières aux
associations de consommateurs. A l’opposé du Conseil national, qui a voté l’adoption
du texte, la Commission de l’économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-
CE) préconise le rejet de la motion par 12 voix contre 0 et 1 abstention. En effet, elle
rejette un durcissement de la LIC qui grèverait, selon elle, la liberté d’association et la
liberté d’expression. L’objet a été étudié parallèlement à la motion 14.3834. La chambre
des cantons l’a rejetée sans discussion. 30

MOTION
DATUM: 06.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Wirtschaftsordnung

Une motion reprise par Jacques-André Maire (sp/ps, NE) souhaite défendre les
consommateurs suisses face aux tromperies menées par des entreprises étrangères
qui possèdent un numéro de téléphone suisse. La motion charge le Conseil fédéral de,
premièrement, prendre des mesures pour éviter que des entreprises qui ont leurs
activités à l’étranger n’obtiennent un numéro suisse de la part des fournisseurs de
télécommunications helvétiques, dans l’optique de harceler les consommateurs
suisses, et deuxièmement, de faciliter les procédures pour que chaque citoyen puisse
se protéger contre ces comportements indésirables. Selon le dépositaire, cette
pratique de harcèlement téléphonique viole l’art.4, al.1, let.u de la loi fédérale contre la
concurrence déloyale (LCD) car les entreprises qui utilisent ces stratégies
commerciales exercent leurs activités économiques dans un pays tiers. 
Pour sa part, le Conseil fédéral a précisé que le projet de consultation, dans le cadre de
la révision de la loi sur les télécommunications (LTC), prenait déjà en compte cette
problématique. En outre, il a mentionné le contexte international qui encadre tout
débat sur la télécommunication. Ainsi, il propose d’attendre les recommandations de la
Conférence européenne des administrations des postes de télécommunications avant
d’envisager des pistes nationales. Par ailleurs, il a précisé que les nouvelles
technologies comme le Voice over IP ou la falsification de numéro «spoofing»
rendaient obsolètes les mesures proposées dans la motion. Lors du vote, le Conseil
national a pris le contre-pied du Conseil fédéral et a soutenu la motion par 110 voix
contre 76 et 6 abstentions. Les voix du "non" se sont élevées parmi les rangs de la
droite, et plus précisément de l’UDC et du PLR. 31

MOTION
DATUM: 30.05.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Face à la complexité des règles qui régissent l’indication des prix dans les publicités,
Filippo Lombardi (pdc, TI) a déposé une motion qui demande une adaptation de
l’ordonnance sur l’indication des prix (OIP). Premièrement, il propose qu’une
référence numérique dans la publicité suffise pour indiquer un prix au consommateur
et à la consommatrice. Il cite notamment les codes QR ou les URL en exemple.
Deuxièmement, il demande un désenchevêtrement des dispositions relatives aux
indications fallacieuses des prix. 
Si le Conseil fédéral a reconnu la pertinence des deux requêtes, il a considéré que les
solutions avancées ne résolvaient pas le problème. Il a précisé que la motion
fragiliserait la sécurité juridique qui entoure l’indication des prix. De plus, il a indiqué
qu’une publicité sans indication de prix était parfaitement licite. Les sept sages
proposaient, comme alternative, l’adoption du postulat déposé, également, par le
sénateur Lombardi. Logiquement, le tessinois a retiré le deuxième point au profit du
postulat. 
Lors des débats, la thématique de la protection des consommatrices et consommateurs
a occupé le haut de l’affiche.  La chambre des cantons a adopté le premier point par 20
voix contre 13. 32

MOTION
DATUM: 06.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Afin de défendre les consommateurs suisses face aux tromperies, Jacques-André
Maire (ps, NE) a repris une motion déposée par Jean-François Steiert (ps, FR). Cette
motion cible l’utilisation de numéros de téléphone suisse par des entreprises qui n’ont
des activités économiques qu’à l’étranger. Selon la motion, cette pratique aurait pour
objectif de tromper les consommateurs helvétiques. 
Après adoption par la chambre du peuple, la motion a été examinée par la Commission
des transports et des télécommunications du Conseil des États (CTT-CE). La
commission propose, sans opposition, à sa chambre de rejeter la motion. En effet, elle
estime que les objectifs de la motion ont été repris, dans la mesure du possible, dans la
révision de la loi sur les télécommunications (LTC). 
La chambre des cantons s’est alignée sur la CTT-CE. Elle rejette la motion à

MOTION
DATUM: 27.11.2018
GUILLAUME ZUMOFEN
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l’unanimité. 33

Landwirtschaft

Lebensmittel

Avec sa motion intitulée «Chances égales pour la production indigène et
l'importation», le député Albert Rösti (udc, BE) veut rendre la déclaration des
méthodes de production non-autorisées en Suisse sur les produits importés
obligatoire. Il ne veut pas d'une interdiction d'importation, mais souhaite, par ce biais,
que les produits suisses et importés soient mis à jeu égal – la loi suisse sur la protection
des animaux respectant d'autres standards. Albert Rösti prend pour exemple les poules
en batterie et l'élevage de cochons sans paille, deux méthodes de production interdites
sur le territoire national mais autorisées à l'étranger.
Le Conseiller fédéral Schneider-Ammann fait remarquer qu'un nombre considérable de
produits devraient donc être étiquetés comme étant non conformes aux méthodes de
production suisses. Il prend l'exemple de biscuits faits avec des œufs de poules élevées
dans un pays où l'obligation des 14 centimètres de barres par poule pour se reposer
n'existe pas. Cela nécessiterait, de plus, un appareil de contrôle à l'étranger que le
Conseil fédéral a de la peine à imaginer. Ce dernier considère que cela n'apporterait
pas de plus-value au consommateur et à la consommatrice et augmenterait les prix à
cause de la bureaucratie engendrée. De plus, le Conseiller fédéral en charge des
questions économiques précise que les consommateurs et consommatrices sont d'ores
et déjà informés dans le cas de certaines méthodes de production et que les labels
existants aujourd'hui leur permettent de faire un choix plus ciblé. 
Suivant les recommandations du Conseil fédéral, les députés et députées ne donnent
pas suite à la présente motion. Rejetée par une grande majorité des socialistes, des
libéraux-radicaux, des bourgeois-démocrates, des verts'libéraux ainsi que des
chrétiens-démocrates (100 voix), elle est soutenue par une grande partie du l'UDC et
des verts (72 voix), tandis que les abstentionnistes proviennent majoritairement des
rangs de l'UDC. 34

MOTION
DATUM: 16.06.2016
KAREL ZIEHLI

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Luftfahrt

Das Parlament billigte eine Motion Berberat (sp, NE), die Reiseveranstalter dazu
verpflichtet, ihrer Kundschaft den Namen der Fluggesellschaften anzugeben, welche
die in den Angeboten vorgesehenen Flüge durchführen. 35

MOTION
DATUM: 14.06.2006
MAGDALENA BERNATH
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